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FOLGEN DES FRAUENWAHLRECHTS

Die Revolution auf Reichsebene im No-
vember 1918 fand auch im Südwesten 
ihr Echo, doch hier vollzog sich der poli-
tische Wandel vergleichsweise geordnet. 
Dass zur anzustrebenden Demokratie 
auch das Wahlrecht für Frauen gehörte, 
rief keine größeren Debatten mehr her-
vor. Auf Reichsebene verkündete der Re-
volutionsrat das Frauenwahlrecht schon 
am 12. November 1918. Die Landespoli-
tiker folgten dieser Vorgabe, auch in der 
sich gründenden Republik Baden und 
im entstehenden Volksstaat Württem-
berg. Noch vor der Wahl zur reichswei-
ten Nationalversammlung am 19. Januar 
1919 wählten südwestdeutsche Frauen 
zum ersten Mal: Am 5. Januar fanden 
die Wahlen zur Badischen Nationalver-

sammlung und am 12. Januar die zur 
Verfassunggebenden Landesversamm-
lung in Württemberg statt.

Hat der Umstand, dass jetzt auch Frauen 
politisch mündig waren, die Öffentlich-
keit sehr bewegt? Wohl nicht. Es waren 
zumeist nicht landesspezifische oder auf 
Frauen bezogene Fragen, die die Men-
schen umtrieben, sondern Problemlagen 
auf Reichsebene: der Versailler Vertrag, 
die Wirtschaftskrise, die Hyperinflation, 
Arbeitslosigkeit und die Polarisierung 
der politischen Lager. Charakteristisch 
für die politischen Auseinandersetzun-
gen in und außerhalb der Parlamente war 
die erstaunlich geringe Sichtbarkeit von 
Frauen auf den politischen Bühnen.

„Nun kamen Personen zu politischem 
Einfluß, die bis dahin beiseite gestan-
den hatten. Jugend und Frische ström-
ten herzu, unversehens auch die Frau-
en“, schrieb die in Heidelberg lebende 
Frauenrechtlerin Marianne Weber den-
noch in ihren Erinnerungen über die 
Aufbruchsstimmung in den Kreisen der 
Frauenbewegung 1919 (siehe Biogra-
fie auf Seite 16). Und weiter: „Es war 
Ehrensache, auch die Frauenmassen 
an die Wahlurnen zu bringen.“ Wenn sie 
es nicht schon im wilhelminischen Kai-
serreich getan hatten, suchten sich die 
Frauenrechtlerinnen spätestens jetzt 
eine politische Heimat in den Parteien. 
Auf Reichsebene stellten Frauen in der 
Nationalversammlung 1919 immerhin 
8,7 % bzw. mit Nachrückerinnen 9,6 % 
der Abgeordneten. Doch der politische 
Frühling in Sachen weibliches Mandat 
war kurz. Im 1933 gewählten Reichstag 
betrug der Anteil der weiblichen Abge-
ordneten gerade noch 3,8 %, mit Nach-
rückerinnen 4,5 %. Zu einer eigenstän-
digen Frauenpolitik konnte die kleine 
Minderheit der weiblichen Reichstag-
sabgeordneten in den wenigen Jahren 
der ersten deutschen Demokratie über-
dies nicht vordringen. 

Lediglich fünf Frauen aus Südwest-
deutschland waren zwischen 1919 und 
1933 im Reichstag vertreten, die meis-
ten von ihnen nur wenige Jahre. Und so 
blieb es Clara Zetkin als Abgeordneter 
der KPD zwischen 1920 und 1933 vorbe-
halten, die politischen Frauen des Süd-
westens im Reichstag kontinuierlich zu 
repräsentieren. Doch die alte Dame der 
proletarischen Frauen- und Friedens-
bewegung verstand sich nicht als Ver-
treterin spezifischer Fraueninteressen. 
Insgesamt lässt sich feststellen: Das 
Parlament war traditionell eine männ-
liche Bühne und blieb es in der jungen 
Demokratie.

Die geschlechtsspezifischen politischen 
Tendenzen des Reichstags spiegelten 
sich auch in den Landesparlamenten von 
Baden und Württemberg. Schon bei den 
Wahlen zu den regionalen verfassungs-
gebenden Versammlungen blieb der An-
teil weiblicher Abgeordneter mit 8,4 % in 
Baden und 8,7 % in Württemberg unter 
dem Wert, den Frauen auf Reichsebe-
ne erobern konnten. Bis zu den letzten 
demokratischen Wahlen, 1929 in Baden 
und 1932 in Württemberg, sank der Anteil 
weiblicher Abgeordneter auf 6,8 % be-
ziehungsweise 6,25 %. 19 Württember-

Im Januar 1919 gingen südwestdeutsche Frauen erstmals zur Wahl. Zum ersten Mal konnten sie 
auch als Abgeordnete in die Parlamente einziehen. Doch der ersten Euphorie folgten die Mühen der 
Ebene, denn Politik blieb noch lange ein von Männern dominiertes Geschäft.
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6 – 7 | „Keine Zeit ist ungeeigneter als die gegenwärtige“.  
Noch im Frühjahr 1918 lehnte der württembergische Landtag das 
Frauenwahlrecht mit zahlreichen Argumenten ab | Corinna Schneider

Zitat von Innenminister Köhler („Er sei kein Freund des Frauenwahl-
rechts …“): Landesarchiv BW, Hauptstaatsarchiv Stuttgart: E 150 Bü 7405 
(Agitation zugunsten des Frauenwahlrechts, Württembergischer Verein für 
Frauenwahlrecht)

Quelle: 
„Bericht des staatsrechtlichen Ausschusses über 16 Eingaben von 
württembergischen Frauen-Vereinen betr. die Mitwirkung der Frau im 
öffentlichen Leben“, Berichterstatter Mohr und Hasel. Beilage 468  
In: Verhandlungen der württembergischen zweiten Kammer, Beilagenband 
118, Stuttgart 1918, S. 353–373. [Online verfügbar: Landtag Württemberg 
- Kammer 2, Beilagen 1917-1918, Bd. 7, S. 353–373: http://digital.wlb-
stuttgart.de/purl/ltp382442156_130_317_1913-1918_k2b]
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In: Reutlinger Geschichtsblätter, 17 (1978), S. 7–37.

Hochreuther, Ina: Frauen im Parlament. Südwestdeutsche 
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Dr. Sybille Oßwald-Bargende ist freibe-
rufliche Historikerin und besonders an der 
Erforschung und Vermittlung von Frauen- und 
Geschlechtergeschichte interessiert.  
Von 2006 bis 2015 war sie an der Edition der 
Max-Weber-Gesamtausgabe beteiligt.

Die biografische Rubrik LAND&LEUTE erinnert diesmal an zwei sehr unterschiedliche 
Frauenrechtlerinnen aus Heidelberg und Reutlingen.

Marianne  
Weber  (1870 bis 1954)

Kompletter Artikel unter 
www.staatsanzeiger.de/ 
momente-landundleute

Weiterführende Literatur 
unter www.staatsanzeiger.de/

momente direkt bei der  
aktuellen Ausgabe

Laura 
Schradin  (1878 bis 1937)  

Am 7. September 1878 wird Maria Laura 
als Tochter von Barbara (geb. Künstle) 
und Johannes Pfennig in eine Reutlin-
ger Weingärtnerfamilie hineingeboren. 
Sie besucht die Volksschule und lernt 
Lesen, Rechnen und Schreiben, doch 
eine höhere Töchterbildung bleibt ihr aus 
ökonomischen Gründen verwehrt. Früh 
muss sie mit Heimarbeit zum Lebensun-
terhalt der Familie beitragen. 

Die jugendliche Laura hört 1892 Clara 
Zetkin in Reutlingen sprechen und lernt 
die Schriften von Bebel, Marx und En-
gels kennen. Sie bildet sich im Selbststu-
dium fort. Mit 18 Jahren zieht Laura aus 
dem Elternhaus aus und wird Weberin 
bei dem Reutlinger Unternehmen Hecht 
und Gross, wo sie von 1896 bis 1900 ar-
beitet und ihren späteren Ehemann, den 
Prokuristen Fritz Schradin, kennenlernt.

1897 tritt sie in die Sozialdemokratische 
Partei ein und beginnt mit ihrer politi-
schen Arbeit. Sie reist als erfolgreiche 
Rednerin durch Württemberg und hält 
Vorträge zur Frauenfrage, zum Kinder-
schutz und zur Schulfrage. Im August 
1907 gründet sie in Reutlingen eine Orts-
gruppe des „Verbandes junger Arbeiter 
und Arbeiterinnen“. 

Nach der Heirat 1904 und der Geburt ih-
rer Tochter Hedwig im Jahr 1910 bleibt 
sie – unterstützt von ihrem Ehemann – 
politisch aktiv. In einer Rede in Reutlin-
gen am 9. März 1914 spricht sie über die 
„Ursachen des Geburtenrückgangs“ und 
wirbt für das Frauenstimmrecht: „Die 
Frauen hätten zwar das Recht, Kinder 
zu gebären und dem Staat Soldaten zu 
liefern, ihnen aber das Recht zu geben, 
an den Geschicken des Volkes mitzuar-
beiten, dazu könne man sich nicht ent-
schließen.“

Während des Ersten Weltkrieges gründet 
sie – auch mit finanzieller Unterstützung 
ihres Mannes – die „Kriegsflickwerkstät-
ten“, in denen die kriegsbedingt arbeits-
los gewordenen Textilarbeiterinnen ein 
Mehrfaches an Lohn erhalten wie bei 
den Heeresaufträgen in der Konfektions-
industrie. 1917 setzten 2.200 Frauen in 
zehn Flickwerkstätten Soldatenwäsche 
und Uniformen instand. Auf den Vorwurf 
hin, sie würde sich persönlich bereichern, 
stiftet sie die Überschüsse der Allgemei-
nen Ortskrankenkasse (AOK) für die För-
derung der Gesundheit von Frauen.

Laura Schradin gehört zu den 13 Frau-
en, die am 12. Januar 1919 in die Verfas-
sungsgebende Landesversammlung von 
Württemberg gewählt werden. Sie enga-
giert sich für die von Entlassung bedroh-
ten Lehrerinnen und für Lernmittelfreiheit 

in den Schulen. Eine Kandidatur 
für den Reichstag 1920 scheitert, 
da die SPD zu wenig Stimmen 
erhält. Von 1920 bis 1925 ist sie 
nur noch im Gemeinderat Reut-
lingen aktiv, in den sie schon 
1919 gewählt wird. Sie arbeitet 
im Schulkuratorium der Frau-
enarbeitsschule Reutlingen mit 
und ist 1921 Mitbegründerin der 
Arbeiterwohlfahrt (AWO) in Reut-
lingen. 

Anfang 1925 zieht sie sich aus 
gesundheitlichen Gründen aus 
dem Gemeinderat zurück. Durch 
die Inflation mittellos gewor-
den und inzwischen verwitwet, 
muss sie eine Stelle im Büro des 
Konsumvereins anzunehmen, 
da ihre Rente nicht ausreicht. 
In den letzten Lebensjahren ist 
sie weiter als Rednerin aktiv, ab 
1927 nicht mehr nur für die SPD, 

sondern auch für die „Reichspartei für 
Volksrecht und Aufwertung“, um auf die 
Not in der Bevölkerung durch die Inflati-
on aufmerksam zu machen. 

1933 zieht sie aus privaten Gründen 
nach Tübingen. Als „Hetzerin“ denun-
ziert, wird sie zu einer Gefängnisstrafe 
verurteilt. Am 8. März 1937 stirbt Laura 
Schradin mit 58 Jahren an den Folgen 
eines Schlaganfalls. Eine berufsbildende 
Schule in Reutlingen, die 1868 als erste 
Frauenarbeitsschule in Deutschland ge-
gründet wurde, trägt heute ihren Namen.

 
 
Corinna Schneider M.A. ist freiberufliche 
Historikerin in Heidelberg und im Vorstand des 
Vereins Frauen & Geschichte Baden-Württem-
berg tätig.

Am 15. Januar 1919 tritt erstmals eine 
Frau ans Redepult eines deutschen Par-
laments. In der ersten Sitzung der badi-
schen Nationalversammlung in Karlsruhe 
ergreift Marianne Weber selbstbewusst 
das Wort und bedeutet ihren Kollegen 
unmissverständlich: Bei der Gestaltung 
des Staats haben sie es künftig mit gut 
vorbereiteten Frauen zu tun.

Zunächst führt Marianne Webers Le-
bensweg über Stationen, die für eine 
Tochter aus gutbürgerlichem, betuch-
tem Hause typisch sind: Auf den schu-
lischen Feinschliff in einem Hannovera-
ner Mädchenpensionat 1887–89 folgen 
das Haustochterdasein in der Familie 
einer Tante zu Hause in Oerlinghau-
sen, Unterricht bei einem Kunstmaler in 
Berlin (1892) und schließlich 1893 eine 
standesgemäße Partie. Der vielverspre-
chende junge Universitätsprofessor Max 
Weber wird eine Karriere machen, die ihn 
– und mit ihm seine Ehefrau – von Ber-
lin über Freiburg nach Heidelberg führt. 
Doch die „Gefährtenehe“ der beiden 
entspricht nicht dem klassischen Mus-
ter. Die besondere Beziehung lässt Mari-
anne Weber Raum für wissenschaftliche 
Studien und das Engagement in der bür-
gerlichen Frauenbewegung. Ihre Unter-
suchung über „Ehefrau und Mutter in der 
Rechtsentwicklung“ (erschienen 1907) 
gilt bis heute als grundlegend. Über ih-
ren Wohnort Heidelberg hinaus macht 
sie sich einen Namen als Aktivistin und 
Publizistin für die Sache der Frau. Auch 
parteipolitisch ist sie interessiert, wirkt 
gleich während des Umsturztrubels im 
November 1918 an der Gründung der 
Deutschen Demokratischen Partei mit, 
kandidiert erfolgreich für das Karlsruher 
Parlament. Dort beschränkt sich Mari-
anne Weber nicht darauf, schmücken-
des parlamentarisches Beiwerk zu sein. 

Auf ihre Initiative hin werden „vier un-
scheinbare Wörtlein“ in den badischen 
Verfassungsentwurf aufgenommen: 
Durch die Ergänzung „ohne Unterschied 
des Geschlechts“ sind alle badischen 
Staatsangehörigen ohne Wenn und Aber 
gesetzlich gleichgestellt (und nicht nur 
„grundsätzlich“ wie nach der Weimarer 
Verfassung). Sie ist auch die treibende 
Kraft hinter einem fraktionsübergreifen-
den Antrag der badischen Parlamenta-
rierinnen (eingereicht am 13. Juni 1919, 
wie es scheint der erste dieser Art). 
Schließlich regt das „einzige Hühnchen 
im Korbe“ der DDP-Fraktion, wie sie sich 
selber augenzwinkernd nennt, eine Ge-
setzesvorlage für ein Nachrückverfahren 
an, um den Anteil weiblicher Abgeord-
neter während einer Legislaturperiode 
zu erhalten – und stößt bei ihren Frakti-
onskollegen wegen der „Privilegierung 

des weiblichen Geschlechts“ 
auf völliges Unverständnis. Da-
bei sieht Marianne Weber eine 
Frauenquote von 10 bis 15 Pro-
zent im Großen und Ganzen als 
ausreichend an. Als vorrangige 
Aufgabe der Mandatsträgerin-
nen nennt sie, „die besonderen 
Fraueninteressen und den ‚weib-
lichen Kulturwillen‘ zur Geltung 
[zu] bringen“. 

Prinzipiell ist Marianne Weber 
von der unterschiedlichen We-
sensart von Männern und Frau-
en und ihren verschiedenen 
gesellschaftlichen Aufgaben 
überzeugt. Diesen Grundsatz 
beherzigt sie unhinterfragt auch 
für ihre eigene Lebensführung. 
Um ihrem Mann nach München 
zu folgen, beendet Marianne 
Weber im Sommer 1919 ihr par-
lamentarisches Gastspiel. Frau-

enpolitisch bleibt sie dennoch zunächst 
bis 1924 als Vorsitzende des Bundes 
deutscher Frauenvereine aktiv. Doch 
nach Max Webers Tod 1920 wird sie vor-
rangig zu dessen eifriger Nachlassver-
walterin und geachteten Biografin. Durch 
ihr Dazutun rückt sie als eigenständige 
Publizistin, engagierte Frauenrechtle-
rin und Parlamentarierin der allerersten 
Stunde in den Hintergrund. Marianne 
Weber stirbt am 12. März 1954 in Heidel-
berg und ist wie ihr Mann auf dem dorti-
gen Bergfriedhof begraben.
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Frau ans Redepult eines deutschen Par-
laments. In der ersten Sitzung der badi-
schen Nationalversammlung in Karlsruhe 
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vorbereiteten Frauen zu tun.
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des weiblichen Geschlechts“ 
auf völliges Unverständnis. Da-
bei sieht Marianne Weber eine 
Frauenquote von 10 bis 15 Pro-
zent im Großen und Ganzen als 
ausreichend an. Als vorrangige 
Aufgabe der Mandatsträgerin-
nen nennt sie, „die besonderen 
Fraueninteressen und den ‚weib-
lichen Kulturwillen‘ zur Geltung 
[zu] bringen“. 

Prinzipiell ist Marianne Weber 
von der unterschiedlichen We-
sensart von Männern und Frau-
en und ihren verschiedenen 
gesellschaftlichen Aufgaben 
überzeugt. Diesen Grundsatz 
beherzigt sie unhinterfragt auch 
für ihre eigene Lebensführung. 
Um ihrem Mann nach München 
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enpolitisch bleibt sie dennoch zunächst 
bis 1924 als Vorsitzende des Bundes 
deutscher Frauenvereine aktiv. Doch 
nach Max Webers Tod 1920 wird sie vor-
rangig zu dessen eifriger Nachlassver-
walterin und geachteten Biografin. Durch 
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rin und Parlamentarierin der allerersten 
Stunde in den Hintergrund. Marianne 
Weber stirbt am 12. März 1954 in Heidel-
berg und ist wie ihr Mann auf dem dorti-
gen Bergfriedhof begraben.
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„Keine Zeit ist ungeeigneter 
als die gegenwärtige“
Noch im Frühjahr 1918 lehnte der württembergische Landtag  
das Frauenwahlrecht mit zahlreichen Argumenten ab

Doch im Frühjahr 1918 hatten die Frauen 
in Württemberg weder ein Gemeinde- 
noch ein Wahlrecht auf Landesebene. 
Dass die Zeit reif war, zeigen insgesamt 
16 Eingaben, die zwischen Januar und 
April 1918 von Frauenvereinen aus al-
len größeren Städten in Württemberg an 
den Landtag gerichtet wurden. Nicht alle 
Forderungen gingen gleich weit. Manche 
setzten sich lediglich dafür ein, Frauen in 
Gemeindeausschüssen gleichberechtigt 
zu beteiligen, andere hatten das volle ak-
tive und passive Wahlrecht im Blick.

Der Landtag verwies alle Eingaben an 
den staatsrechtlichen Ausschuss der 
zweiten Kammer. Dieser fertigte über 
Beratungen einen ausführlichen Bericht 
an. Dem 16-seitigen Bericht vom 13. Juli 
1918 stimmten die Regierung und alle 
Parteivertreter mit Ausnahme der Sozial-
demokratie zu. Die Drucksache zeichnet 
ein eindrucksvolles Bild vom Stand der 
Debatte um das Frauenwahlrecht – un-
mittelbar bevor es im November 1918 ein-
geführt wurde. 

Als Hauptargument gegen das Frauen-
wahlrecht nennt der Bericht die Familie, 
auf die sich auch der Innerminister beruft. 
„Darum muß die Frau ihrem eigentlichen 
Beruf als Mutter erhalten und zurückge-
geben werden im Interesse der Gesun-
derhaltung unserer Rasse … Wer dieses 
Ziel erreichen will, wird der Politisierung 
der Frauenwelt nicht das Wort reden dür-
fen; die Zukunft der Rasse, des Volkes 
und Staats steht höher als die politische 
Gleichberechtigung des Individuums.“ 
Auch der Staat sei durch das Wahlrecht 
der Frauen gefährdet. Die Internationalität 
und damit die immanente Friedensliebe 

Im Mai 1918 wenden sich mehrere Frau-
enorganisationen an den Innenminister 
von Württemberg, Ludwig von Köhler. 
Sie bitten um ein persönliches Treffen 
und wollen ihre Argumente für ein Frau-
enstimmrecht vortragen. Die Bitte ist un-
terzeichnet vom deutschen Frauenaus-
schuss für dauernden Frieden – Gruppe 
Württemberg, der Gruppe Württemberg 
des Deutschen Frauenstimmrechtsbun-
des, von den Sozialdemokratischen Frau-
en, den Frauen der Unabhängigen Sozi-
aldemokratischen Partei Stuttgart und 
dem Verein für Frauenstimmrecht Würt-
temberg. 

Köhler hatte sich in der Finanzdebatte im 
Landtag am 16. Mai 1918 zum politischen 
Wahlrecht für Frauen geäußert und wurde 
in der Presse zitiert: „Er sei kein Freund 
des Frauenwahlrechts, weil durch die Ein-
führung eines solchen die Tätigkeit und 
Arbeit der Frau gerade auf den Gebieten, 
auf welchen sie nach ihrer ganzen Natur 
und Veranlagung hervorragendes leistet, 
beeinträchtigt würde und weil zudem für 
die Schaffung des Frauenwahlrechts kei-
ne Zeit ungeeigneter wäre als die gegen-
wärtige, wo es heilige Pflicht ist, nicht in 
das Familienleben einzugreifen, sondern 
es auszubauen und nach jeder Richtung 
zu stärken und zu festigen.“ In ihrem An-
schreiben an Köhler argumentieren die 
Frauengruppen, diese Begründung sei 
„völlig unverständlich, da gerade keine 
Zeit wie die jetzige den Frauen mehr Op-
fer und Pflichten auferlegt, ohne ihnen 
Rechte zu geben“. 

Am 3. Juni 1918 weist der Innenminister 
die Bitte um ein Gespräch schließlich zu-
rück. Er weist auf seine Arbeitsüberlas-

tung hin sowie darauf, dass der Landtag 
die Forderungen nach dem Frauenstimm-
recht bereits abgelehnt habe.

Seit 1906 gab es in Württemberg einen 
Landesverband des Deutschen Frau-
enstimmrechtsbundes. Der Verein für 
Frauenstimmrecht Württemberg (VfFW) 
kämpfte mit Ortsgruppen zunächst in 
Stuttgart und ab 1907 in Ulm und Tübin-
gen für die Einführung des Frauenstimm-
rechts. Er gehörte dem „gemäßigten“ 
Flügel der bürgerlichen Frauenstimm-
rechtsbewegung an und warb zunächst 
für ein Frauenstimmrecht, wie es die Män-
ner bereits hatten. Auch der Württember-
gische Frauenverein (WFV) unter der Lei-
tung von Mathilde Planck setzte sich für 
das Frauenwahlrecht ein. Bereits im Ja-
nuar 1914 hatte der WFV „die Gewährung 
des aktiven und passiven Gemeindewahl-
rechts“ für Frauen gefordert und die Bitte 
geäußert, „Art. 12 Abs. 1 des Ges[etzes]. 
vom 16. Juni 1885 dahin zu fassen, dass 
an Stelle der Worte ‚männliche Bürger‘ 
gesetzt wird ‚Bürger und Bürgerinnen‘“.

Während des Ersten Weltkriegs nahm 
die Frauenstimmrechtsbewegung noch-
mal Fahrt auf. 1917 forderte der Bund 
deutscher Frauenvereine (BdF) mit sei-
ner Denkschrift „Die Stellung der Frau 
in der politisch-sozialen Neugestaltung 
Deutschlands“ erneut das allgemeine 
Frauenwahlrecht im Reich und in den 
Bundesstaaten. Auch die württembergi-
schen Vereine VfFW und der WFV vertra-
ten diese Position. Im Januar 1918 sandte 
der WFV die „Denkschrift“ an die zweite 
Kammer des württembergischen Land-
tages mit der Bitte um eine eingehende 
Beratung und Beschlussfassung.

der Frauenbewegung galten als 
Gefahr für die Männlichkeit und 
die kraftvolle Entschlossenheit 
staatlicher Politik. Angesichts 
der statistischen zahlenmäßigen 
Überlegenheit der Frauen, die durch 
den Krieg noch verschärft wurde, stellt 
der Bericht die Möglichkeit in Aussicht, 
„daß die Frauen, wenn sie gegen die Män-
ner in bestimmten Fragen sich durchset-
zen wollten, ein reines Frauenparlament 
wählen und die von ihnen erstrebte Politik 
machen könnten“. Daher sei die Forde-
rung nach Gewährung des kommunalen 
und parlamentarischen Wahlrechts an 
die Frau abzulehnen. Ebensowenig seien 
Frauen als vollberechtigte Mitglieder in 
gemeindliche Kommissionen einzubezie-
hen. Lediglich in beratender Funktion in 
jenen Bereichen, die als „erweiterte Müt-
terlichkeit“ anzusehen seien, könne die 
Frau als „Gehilfin des Mannes diesem … 
zur Seite stehen und so ihre geistige und 
sittliche Kraft zum allgemeinen Wohle 
verwerten“.

Wenige Monate später wirft der revo-
lutionäre Umsturz im November 1918 
diese Ansichten über den Haufen. „Die 
Bewegung [für das Frauenwahlrecht] 
lasse sich nicht aufhalten“ gibt ein So-
zialdemokrat in der Ausschuss-De-
batte zu Protokoll. Und damit behält er 
Recht: Am 12. Januar 1919 üben die 
Frauen in Württemberg zum ersten Mal 
ihr passives und aktives Wahlrecht aus. 

Corinna Schneider M.A. ist freiberufliche 
Historikerin in Heidelberg und im Vorstand des 
Vereins Frauen & Geschichte Baden-Württem-
berg tätig.

Ihre Gesprächsanfrage an den württembergischen Innenminister 
untermauern die unterzeichnenden Frauenvereine im Mai 1918 mit einem 

Faltblatt, das die weltweite Verbreitung des Frauenstimmrechts zeigt:  
In allen hellen Gebieten durften Frauen 1917 wählen. 
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RUBRIK: AUF SPURENSUCHE

Feiern für die Demokratie
Die Kampagne „100 Jahre Frauenwahlrecht" macht das Jubiläum  
in Baden-Württemberg präsent

Umfangreiche 
Veranstaltungs-
programme zum 
Wahlrechtsjubi- 
läum gibt es etwa 
in Tübingen, 
Achern, Freiburg 
und Offenburg.

2019 feiern die erste deutsche Demokra-
tie und das Frauenwahlrecht ihren 100. 
Geburtstag. Im November 1918 wurde in 
Deutschland das allgemeine, gleiche und 
geheime Wahlrecht eingeführt. Am 5. Ja-
nuar 1919 konnten Frauen in Baden erst-
mals wählen und gewählt werden, eine 
Woche später die Württembergerinnen. 

Ist das nun nur ein Geschichtsjubiläum 
neben anderen? Oder doch ein zentrales 
Datum der Demokratisierung? Angesichts 
aktueller Debatten um gesellschaftliche 
Grundwerte und vermehrt antifeminis-
tischer Strömungen geht es um mehr: 
Das historische Datum ist Anlass, Bilanz 
zu ziehen über Erreichtes, noch nicht 
Erreichtes und über gefährdete Errun-
genschaften. Und es gilt, die Diskussion 
um Demokratie und Gleichberechtigung 

voranzutreiben. Gründe genug, den Ge-
burtstag des Frauenwahlrechts öffent-
lichkeitswirksam zu begehen!

Wie so oft haben auch diesmal frauen-
politisch Engagierte ihre Sache selbst in 
die Hand genommen und die Sichtbar-
keit des Jubiläums im öffentlichen Kanon 
eingefordert. Im Frühjahr 2017 initiierten 
der Fachbereich Frauen und Politik der 
Landeszentrale für politische Bildung 
(LpB) und das Netzwerk Frauen & Ge-
schichte Baden-Württemberg ein Treffen 
von Multiplikatorinnen aus Landesge-
schichte, Bildungsarbeit und Frauenpo-
litik. Das Ziel: Ideen für Aktionen zum 
Wahlrechtsjubiläum zu sammeln und 
publik zu machen. Beteiligt waren Vertre-
terinnen des Landesfrauenrats, der kom-
munalen Gleichstellungsbeauftragten, 
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der Kommission für geschichtliche Lan-
deskunde, aus kirchlichen Akademien, 
Kulturämtern, Frauengeschichtswerk-
stätten und dem Ministerium für Soziales 
und Integration. Gemeinsam überlegten 
sie, wie 2018/19 als Jahre der Demokra-
tie und des Frauenwahlrechts im Land 
verankert werden könnten. 

Dabei sollte es zum Jubiläum nicht nur 
um die historische Aufarbeitung gehen, 
sondern auch um Aktuelles: So war die 
Gleichberechtigung mit Einführung der 
Demokratie noch lange nicht erreicht und 
über die politische Teilhabe von Frauen 
wird weiterhin diskutiert – etwa rund um 
die gescheiterte Reform des Landtags-
wahlrechts. Das Jubiläum bot sich als 
Aufhänger für eine Vielzahl von Aktivitä-
ten geradezu an. Über einen langen Zeit-

raum – so die Vision – sollten möglichst 
viele Kommunen zum Thema Wahlrecht 
und Demokratie bespielt werden. 

Ein solches Projekt erfordert viele Res-
sourcen. Aus der Projektgruppe wur-
de daher im Mai 2017 der „Koordinati-
onskreis 100 Jahre Frauenwahlrecht“ 
mit weiteren Fachleuten aus Frauenbil-
dung, Volkshochschulen, Wissenschaft, 
Mädchenarbeit, Archiven und Museen. 
Mit einem Thesenpapier ging der Kreis 
an die Öffentlichkeit und fragte bei Bil-
dungs- und Kultureinrichtungen das In-
teresse an Aktivitäten oder konkrete Vor-
haben zum Wahlrechtsjubiläum ab. Die 
vielen Rückmeldungen verwiesen auf 
Ausstellungen, Vorträge, Tagungen, Pu-
blikationen, Internet-Auftritte, lokalhisto-
rische Projekte, intergenerative Formate, 
Exkursionen und Kunstaktionen. Neben 
sprudelnden Ideen wurde immer wieder 
ein hoher Bedarf an inhaltlicher und fi-
nanzieller Förderung geäußert. 

Eine eigene Stelle hilft
 
Ohne hauptamtliche Unterstützung hätte 
der Koordinationskreis die vielen Aktivi-
täten keinesfalls bündeln und unterstüt-
zen können. Entlastend war daher der 
positive Bescheid des Ministeriums für 
Soziales und Integration auf einen Antrag 
hin: Es bewilligte Personal- und Sachmit-
tel für die landesweite Kampagne „100 
Jahre Frauenwahlrecht“. Die im Februar 
2018 beim Ministerium eingerichtete Ko-
ordinierungsstelle wird das Projekt bis 
Herbst 2019 steuern. 

Um Jubiläumsaktivitäten zu ermöglichen 
und das Thema landesweit ins Bewusst-
sein zu bringen, legte das Sozialministeri-

März 2017: Treffen von Multiplikator/innen zum Wahlrechtsjubiläum 
Gründung Koordinationskreis 100 Jahre Frauenwahlrecht

Februar 2018: Einrichtung Koordinierungsstelle im Ministerium für Soziales und  
Integration (Vollzeitstelle bis 31.12.2019)

Fachliche Beratung durch Lenkungskreis (LpB, Frauen & Geschichte Baden-Württemberg, 
Landesfrauenrat) 

Förderprogramm für Kleinprojekte: gut 50 bewilligte Vorhaben bis Herbst 2019

Homepage: www.frauenwahlrecht-bw.de 

Abschluss der Kampagne im Spätherbst 2019

Daten und Fakten zur Kampagne „100 Jahre  
Frauenwahlrecht in Baden-Württemberg“:

um im Juni 2018 ein Förderprogramm auf. 
Für Vorhaben zum Wahlrechtsgeburtstag 
und zur politischen Teilhabe von Frauen 
stand eine Fördersumme von insgesamt 
50.000 Euro bereit. Es gingen rund 100 
Anträge ein, in denen Kommunen, Institu-
tionen und Vereine um Zuschüsse zu lo-
kalen Aktionen baten. Angesichts dieser 
großen Zahl und der hohen Qualität der 
Anträge verdoppelte das Ministerium die 
Fördersumme. Über 50 Projektanträge 
konnten bewilligt und sollen bis Herbst 
2019 umgesetzt werden.

Im September 2018 startete überdies die 
Homepage der Kampagne. Sie unter-
stützt die jubiläumsmäßig Engagierten 
und Interessierten auf mehrfache Art: Als 
Plattform für Vorhaben im Land bietet sie 
Hintergrundinformation, Literaturtipps, 
Interviews mit und Kontakt zu politisch 
aktiven Zeitzeuginnen. Auch finden sich 
hier Vorlagen für Plakate sowie die Mög-
lichkeit zur Vernetzung der Beteiligten. 
Ein digitales Archiv soll verhindern, dass 
die Aktivitäten nach dem Ende der Kam-
pagne vergessen werden. 

Zentrum der Website ist eine laufend 
aktualisierte interaktive Landkarte. Auf 
einen Blick zeigt sie, wo überall Projek-
te organisiert werden. Bei Redaktions-
schluss fanden sich hier 290 Aktionen 
zum Jubiläum, darunter Einzelvorha-
ben in großen und kleinen Kommunen 
wie auch umfassende Veranstaltungs-
programme. Schon wenige Klicks auf 
die Karte zeigen die Vielfalt an Themen 
und Formaten: Historische Vorträge 
und Ausstellungen stehen neben einer  
„Marie-Juchacz-Matinee“, einem Radio- 
projekt für Mädchen, Stadtrundgängen 
oder dem Mentoring-Programm „Politik 
braucht Frauen“. 

Unterschiedliche Organisationen der Zi-
vilgesellschaft realisieren eine Fülle an 
Aktivitäten in ganz Baden-Württemberg. 
Kein anderes Bundesland bietet in die-
sem Jahr eine ähnliche Kampagne zum 
Frauenwahlrecht. Und doch haben wir 
es mit keiner reinen Erfolgsgeschichte zu 
tun: Zentrale Akteure glänzen durch Ab-
wesenheit und mangels finanzieller Res-
sourcen blieb so manche Projektidee auf 
dem Papier. 

Dennoch kann mit Stolz auf das Jubiläum 
geblickt werden: Zu Kampagnen-Beginn 
war nicht absehbar, wie viele Menschen 
sich mit großem (oft ehrenamtlichem) 
Einsatz für dieses Thema stark machen 
würden. Zu hoffen ist, dass die Kampa-
gne über den Tag hinaus wirkt und das 
Bewusstsein für (Geschlechter-)Demo-
kratie stärkt. Denn schon vor über 100 
Jahren wussten die Kämpferinnen für 
das Frauenwahlrecht: Demokratie ist 
kein Geschenk – sie muss immer neu er-
kämpft werden.

Beate Dörr ist Fachreferentin für „Frauen und 
Politik“ bei der Landeszentrale für politische 
Bildung Baden-Württemberg.
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